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Studie für den REGI-Ausschuss −  
Die Auswirkungen der 
Gasversorgungskrise auf die Pläne für 
einen gerechten Übergang 

Die Europäische Union (EU) ist 
von Energielieferungen aus 
dem Ausland abhängig. 
Russische Gaslieferungen 
spielen im EU-Energiemix eine 
wichtige Rolle. Diese 
Abhängigkeit stellt angesichts 
der seit Februar 2022 aufgrund 
des Kriegs Russlands in der 
Ukraine bestehenden 
Versorgungskrise ein 
erhebliches regionales Risiko 
dar.  

Im Rahmen dieser Studie wurde das Niveau der regionalen Spezialisierung auf stark von Gas 
abhängige Branchen untersucht. Dabei hat sich gezeigt, dass sich ein Großteil der auf diese 
Branchen spezialisierten Regionen in Italien, Frankreich, Belgien und Kroatien befinden. 
Vergleichsweise weniger spezialisierte Regionen befinden sich in den östlichen Mitgliedstaaten 
sowie in Spanien, Portugal und Schweden. Auch wenn die Abhängigkeit von Einfuhren aus Russland 
im letzten Jahr stark abgenommen hat, dauert die Diversifizierung der Versorgung in der EU noch 
an und es gibt nach wie vor eine hohe Abhängigkeit von Gas.  

 

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfassung der Studie über die Auswirkungen der 
Gasversorgungskrise auf die Pläne für einen gerechten Übergang. Die vollständige Studie ist in 
englischer Sprache unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/3LKVHHb 

https://bit.ly/3LKVHHb
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Daher wurde der Grad der Gefährdung durch eine mögliche künftige Energiekrise ebenfalls 
bewertet. Die Bewertung ergab, dass eine Diversifizierung der Energieversorgung in der EU 
notwendig ist, um die Gefährdung der EU-Regionen durch künftige Krisen zu verringern. Dies gilt 
insbesondere für Regionen, die stark auf von Gas abhängige Branchen spezialisiert sind, sowie für 
Regionen, die eine kaum von wirtschaftlicher Diversifizierung geprägte Struktur der industriellen 
Spezialisierung aufweisen. 

Die Frage der Energieversorgung spielt in der EU-Politik eine wichtige Rolle, zumal die EU der erste 
klimaneutrale Kontinent der Welt werden möchte. Die zentralen Linien des für die Erreichung dieses 
Ziels bis 2050 notwendigen tiefgreifenden Wandels sind im europäischen Grünen Deal festgelegt. 

Der europäische Grüne Deal ist die langfristige Strategie der EU zur Erzielung von 
Wirtschaftswachstum, um eine moderne, ressourceneffiziente und wettbewerbsfähige Wirtschaft 
zu schaffen, in der im Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden.  

Das EU-Gesetzgebungspaket zur Kohäsionspolitik für den Zeitraum 2021–2027 wurde auf die Ziele 
des europäischen Grünen Deals abgestimmt. Mit dem Mechanismus für einen gerechten Übergang, 
der Teil der Kohäsionspolitik ist, soll der Übergangsprozess in den am stärksten betroffenen 
Regionen unterstützt werden, um weitere regionale Ungleichheiten zu verhindern. Der 
Mechanismus für einen gerechten Übergang wurde entwickelt, um Gebiete, die aufgrund des 
Übergangs zur Klimaneutralität schwerwiegende sozioökonomische Herausforderungen 
bewältigen müssen, individuell zu unterstützen. Der Mechanismus für einen gerechten Übergang 
wurde im Januar 2020 angekündigt, um in diesen Regionen Veränderungen der Geschäftsmodelle 
zu fördern und den neuen Qualifikationsanforderungen gerecht zu werden. 

Um Mittel aus dem Mechanismus für einen gerechten Übergang erhalten und nutzen zu können, 
müssen die EU-Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer kohäsionspolitischen Programme strategische 
gebietsspezifische Pläne für einen gerechten Übergang erarbeiten. Im April 2023 gibt es in der EU 
93 Gebiete mit einem Plan für einen gerechten Übergang. Fast alle Pläne wurden genehmigt (mit 
Ausnahme von Bulgarien) und befinden sich in einer frühen Phase der Umsetzung. In den Plänen 
für einen gerechten Übergang werden unterschiedliche Herausforderungen des Übergangs 
thematisiert. Während die meisten Mitgliedstaaten für jedes Gebiet einen eigenen Plan für einen 
gerechten Übergang ausgearbeitet haben (z. B. Polen, Deutschland, Italien), gibt es auch Länder, in 
denen ein einziger Plan für alle Gebiete gilt (z. B. Österreich, Finnland). Welche Gebiete für eine 
Unterstützung in Frage kommen, hängt von den jeweiligen Umständen ab.  

Die wichtigsten Faktoren für die Ermittlung der entsprechenden Gebiete sind: 

• Kohlebergbau und Kohleindustrie, 
• CO2-intensive Industrie in der Region, 
• Torfabbau, 
• Sonstige Erzeugung fossiler Brennstoffe. 

Im RePowerEU-Plan, den die Kommission in Reaktion auf die durch den Angriff Russlands auf die 
Ukraine ausgelöste Energiekrise vorgelegt hat, wird eine Kombination aus Investitionen und 
Reformen vorgeschlagen. Ziel des Plans ist es, die Abhängigkeit der EU von fossilen Brennstoffen 
und von Gas aus Russland zu beenden und in diesem Sinne die Einfuhren bis Ende des Jahres 2022 
durch Energieeinsparungen, Diversifizierung der Energieversorgung und Förderung des Ausbaus 
erneuerbarer Energien um zwei Drittel zu verringern. Zu den zentralen REPowerEU-Maßnahmen 
gehören: Verbesserung der Energieinfrastruktur und der Energieanlagen, Steigerung der 
Energieeffizienz, Ausbau erneuerbarer Energien, Ausbau von Biomethan und Wasserstoff, 
Übertragung, Verteilung und Speicherung von Energie sowie Umschulung der Arbeitskräfte.  
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Wie stark die Synergien zwischen den Plänen für einen gerechten Übergang und REPowerEU sind, 
ist von Region zu Region unterschiedlich. Die Umschulung der Arbeitskräfte ist eine Maßnahme, die 
sich in allen Plänen für einen gerechten Übergang findet; weitere, häufig in den Plänen enthaltene 
Maßnahmen sind zudem die Verbesserung der Energieinfrastruktur, die Steigerung der 
Energieeffizienz und der Ausbau erneuerbarer Energien. Investitionen in Biomethan und 
Wasserstoff und die Übertragung und Speicherung von Energie finden sich in den Plänen dagegen 
weniger häufig. 

Die Fallstudienanalyse zeigt, dass es zahlreiche Ansätze für die Umsetzung des Fonds für einen 
gerechten Übergang gibt. Einige Pläne für einen gerechten Übergang sind individuell auf das 
jeweilige Gebiet zugeschnitten, während andere allgemeiner und weniger gut auf die 
Besonderheiten der Region abgestimmt sind. Je besser der Plan für einen gerechten Übergang die 
Merkmale der Region widerspiegelt, desto leichter lässt er sich erfolgreich umsetzen – gerade 
angesichts der derzeitigen Krise.  

Insgesamt befinden sich die analysierten Pläne für einen gerechten Übergang in einer sehr frühen 
Phase der Umsetzung. Direkte Auswirkungen der Gaskrise auf die Pläne für einen gerechten 
Übergang lassen sich daher noch nicht beobachten. Die entwickelten Zukunftsszenarien zeigen, 
dass die Entwicklung der Regionen von zahlreichen neuen Faktoren beeinflusst wird. Bestehende 
Faktoren, die eine negative Entwicklung begünstigen, wirken sich eher kurzfristig aus. Werden 
jedoch keine geeigneten, auf die Region abgestimmten Maßnahmen zu ihrer Beseitigung getroffen, 
können sie sich langfristig auf die Zukunft auswirken. Der wohl wichtigste neue positive Faktor ist, 
dass ein Bewusstsein dafür besteht, dass der Übergangsprozess wichtig ist, und er akzeptiert wird. 
Dies kann als positives Signal gewertet werden, dass die Regionen die schwierige Situation 
bewältigen können. Es wurde jedoch keine unmittelbare Notwendigkeit einer Anpassung der Pläne 
für einen gerechten Übergang selbst festgestellt. Mögliche Verbesserungen betreffen eher den 
Rahmen für die Umsetzung sowie den Austausch und die Kommunikation zwischen den Regionen 
und der Kommission. 

Basierend auf den durch die Analyse der regionalen Spezialisierung ermittelten Risiken und 
Unwägbarkeiten und der Analyse der Fallstudien-Regionen wurden Empfehlungen erarbeitet, um 
EU-Regionen, die sich auf dem Weg der Umsetzung des europäischen Grünen Deals befinden, 
insbesondere aber Regionen, die gerade ihre Pläne für einen gerechten Übergang durchführen, 
besser zu unterstützen.  

Erkenntnisse und politische Empfehlungen 
Die Erkenntnisse aus der Studie können von Regionen genutzt werden, die wahrscheinlich stark 
vom Übergang zur Klimaneutralität betroffen sein werden. Da die Regionen, die Pläne für einen 
gerechten Übergang erstellen, bereits auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Strategien für den 
Wandel entwickelt haben, sind sie Pioniere eben dieses Wandels. Deshalb gelten die meisten sich 
aus der Studie ableitenden Empfehlungen für alle Regionen der EU. 

Im Mittelpunkt der Erkenntnisse und politischen Empfehlungen auf EU-Ebene stehen die 
Notwendigkeit einer Diversifizierung des Energiemix und der Energieversorgungsketten, die 
Koordinierung zwischen verschiedenen EU-Programmen zur Unterstützung des Übergangs, um 
Synergien zu fördern, die Intensivierung des Austauschs von Wissen, um gegenseitiges Lernen zu 
ermöglichen, der Beginn der Umsetzung der Pläne für einen gerechten Übergang zur 
bestmöglichen Ausschöpfung ihrer Möglichkeiten sowie die Verbesserung der Wissensbasis zur 
Erweiterung regionaler Kenntnisse und der Umsetzungsmechanismen.  
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Auf nationaler und regionaler Ebene wird die Stärkung der Strukturen zur Unterstützung der 
Regionen bei der Umsetzung der Pläne für einen gerechten Übergang sowie die Verbesserung der 
Kommunikation zwischen nationalen und regionalen Behörden empfohlen. Sensibilisierung und 
Vorsorge zur Verringerung der Anfälligkeit sind auf allen Verwaltungsebenen wichtig. 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3LKVHHb 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss sind abrufbar unter: 
https://research4committees.blog/regi/ 
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